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I

(Entschließungen, Empfehlungen und Stellungnahmen)

STELLUNGNAHMEN

EUROPÄISCHE ZENTRALBANK

STELLUNGNAHME DER EUROPÄISCHEN ZENTRALBANK

vom 5. Dezember 2008

zu einem Vorschlag für eine Richtlinie über die Aufnahme, Ausübung und Beaufsichtigung der
Tätigkeit von E-Geld-Instituten

(CON/2008/84)

(2009/C 30/01)

Einleitung und Rechtsgrundlage

Am 30. Oktober 2008 wurde die Europäische Zentralbank (EZB) vom Rat der Europäischen Union um
Stellungnahme zu einem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die
Aufnahme, Ausübung und Beaufsichtigung der Tätigkeit von E-Geld-Instituten, zur Änderung der Richtli-
nien 2005/60/EG und 2006/48/EG sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2000/46/EG (1) (nachfolgend der
„Richtlinienvorschlag“) ersucht.

Die Zuständigkeit der EZB zur Abgabe einer Stellungnahme beruht auf Artikel 105 Absatz 4 in Verbindung
mit Artikel 105 Absatz 2 erster und vierter Gedankenstrich des Vertrags zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, da der Richtlinienvorschlag grundlegende Aufgaben des Europäischen Systems der Zentral-
banken (ESZB) betrifft, nämlich die Geldpolitik der Gemeinschaft festzulegen und auszuführen (2) und das
reibungslose Funktionieren der Zahlungssysteme zu fördern. Die Zuständigkeit der EZB beruht auch auf
Artikel 105 Absatz 5 des Vertrags, wonach das ESZB zur reibungslosen Durchführung der von den zustän-
digen Behörden auf dem Gebiet der Aufsicht über die Kreditinstitute und der Stabilität des Finanzsystems
ergriffenen Maßnahmen beiträgt. Diese Stellungnahme wurde gemäß Artikel 17.5 Satz 1 der Geschäftsord-
nung der Europäischen Zentralbank vom EZB-Rat verabschiedet.

Allgemeine Anmerkungen

Das Ziel des Richtlinienvorschlags ist die Marktöffnung für die Ausgabe von elektronischem Geld (nachfol-
gend „E-Geld“) durch E-Geld-Institute, für die weniger strenge Aufsichtsregelungen als für Kreditinstitute
gelten. Die EZB unterstützt die Überarbeitung der Richtlinie 2000/46/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 18. September 2000 über die Aufnahme, Ausübung und Beaufsichtigung der Tätigkeit von
E-Geld-Instituten (3), da dies anerkennt, dass die Richtlinie 2000/46/EG nicht vollständig im Einklang mit
den gegenwärtigen Markterwartungen in Bezug auf die Ausgabe von E-Geld steht. Gleichzeitig hat die EZB
schwere Bedenken im Hinblick auf den Vorschlag, die Legaldefinition des Begriffs „E-Geld-Institute“ von
„Kreditinstitut“ in „Finanzinstitut“ im Sinne der Definition in der Richtlinie 2006/48/EG des Europäischen
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(1) KOM(2008) 627 endg.
(2) In diesem Zusammenhang ist auch die Zuständigkeit der EZB gemäß Artikel 5 der Satzung des Europäischen Systems der

Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank (nachfolgend „ESZB-Satzung“) von Bedeutung, da der Richtlinienvor-
schlag Auswirkungen auf die Erhebung von Statistiken für die Festlegung und Ausführung der Geldpolitik des Euro-Wäh-
rungsgebiets hat.

(3) ABl. L 275 vom 27.10.2000, S. 39.



Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2006 über die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit der Kreditins-
titute (Neufassung) (1) zu ändern; dies könnte weit reichende Folgen für die Durchführung der Geldpolitik
haben. Ebenso ruft der Richtlinienvorschlag Bedenken aus aufsichtlicher Sicht hervor, da er die Aufsichtsrege-
lungen für E-Geld-Institute lockert und gleichzeitig den Rahmen ihrer Tätigkeiten erweitert. Die vorstehenden
Bedenken werden im Folgenden näher ausgeführt.

Spezielle Anmerkungen

1. Die Rechtsnatur von E-Geld-Instituten

1.1. Um die Auswirkungen des Richtlinienvorschlags zu überprüfen, ist es zunächst wichtig, die Rechtsna-
tur der E-Geld-Institute zu verstehen. Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 2006/48/EG defi-
niert E-Geld-Institute als Kreditinstitute im Sinne der Richtlinie 2000/46/EG. Gemäß Artikel 1
Absatz 3 Buchstabe a der Richtlinie 2000/46/EG wird ein E-Geld-Institut definiert als „ein Unterneh-
men oder jegliche sonstige juristische Person, ausgenommen Kreditinstitute im Sinne von Artikel 1
Nr. 1 Buchstabe a der Richtlinie 2000/12/EG (jetzt Richtlinie 2006/48/EG), das Zahlungsmittel in
Form von elektronischem Geld ausgibt“. Durch Artikel 17 Absatz 1 des Richtlinienvorschlags werden
E-Geld-Institute aus der vorstehenden Definition von Kreditinstituten entfernt und den „Finanzinstitu-
ten“ gemäß Artikel 4 Absatz 5 der Richtlinie 2006/48/EG zugeordnet. Allerdings würde die Rechtsna-
tur der E-Geld-Institute angesichts der Tätigkeiten, die E-Geld-Institute gemäß dem Richtlinienvor-
schlag ausüben dürfen, weiterhin der von Kreditinstituten entsprechen. Diese Schlussfolgerung basiert
auf die Analyse der Definition des Begriffs „Kreditinstitut“ gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a der
Richtlinie 2006/48/EG, wonach ein Kreditinstitut „ein Unternehmen (bezeichnet), dessen Tätigkeit
darin besteht, Einlagen oder andere rückzahlbare Gelder des Publikums entgegenzunehmen und
Kredite für eigene Rechnung zu gewähren“.

1.2. „ein Unternehmen“

Der Begriff „Unternehmen“ entspricht dem Begriff, der in den Wettbewerbsvorschriften des Vertrags
verwendet wird (2). Dieser Begriff ist nicht im Vertrag definiert; er umfasst nach gemeinschaftsrechtli-
cher Definition alle natürlichen oder juristischen Personen, die kommerzielle (3) oder ökonomische
Tätigkeiten ausüben, unabhängig von ihrer Rechtsform oder ihrer Finanzierung (4). Artikel 2 Absatz 1
des Richtlinienvorschlags definiert ein E-Geld-Institut als „eine juristische Person, die … eine Zulas-
sung für die Ausgabe von E-Geld erhalten hat“. Demgemäß ist der erste Teil der Voraussetzung, „ein
Unternehmen“ gemäß der Definition des Begriffs „Kreditinstitut“ zu sein, erfüllt. Darüber hinaus kann
die Ausgabe von E-Geld und die Erbringung anderer Zahlungsdienste im Allgemeinen durch E-Geld-
Institute gemäß Artikel 8 des Richtlinienvorschlags wohl als sowohl kommerzielle als auch ökonomi-
sche Tätigkeit bezeichnet werden.

1.3. „dessen Tätigkeit darin besteht, Einlagen oder andere rückzahlbare Gelder des Publikums entgegenzu-
nehmen und Kredite für eigene Rechnung zu gewähren“

Wie der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften festgestellt hat, „(steht fest), dass die Entgegen-
nahme von Einlagen des Publikums und die Gewährung von Krediten Grundtätigkeiten der Kreditins-
titute sind“ (5). Es wird auf den kumulativen Charakter der beiden Aspekte einer solchen Tätigkeit
hingewiesen, d. h. das Erfordernis, dass sie nebeneinander bestehen, damit ein Kreditinstitut unter den
Anwendungsbereich der in der Richtlinie 2006/48/EG festgelegten Definition fällt. Es reicht allerdings
aus, wenn ein Unternehmen satzungsgemäß berechtigt ist, die beiden Tätigkeiten auszuführen; es ist
nicht notwendig, dass es tatsächlich beide Tätigkeiten gleichzeitig oder sie überhaupt in der Praxis
ausübt (6). In dieser Hinsicht ist es von entscheidender Bedeutung, ob das Institut rechtlich die betref-
fenden Transaktionen vornehmen darf. Diese Elemente werden im Folgenden näher überprüft.
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(1) ABl. L 177 vom 30.6.2006, S. 1. Siehe Artikel 4 Absätze 1 und 5 der Richtlinie 2006/48/EG.
(2) Siehe J.A. Usher, The Law of Money and Financial Services in the EC, 2. Auflage, Clarendon Press, Oxford, 2000, S. 116.
(3) Entscheidung 86/398/EGW der Kommission vom 23. April 1986 betreffend ein Verfahren nach Artikel 85 des

EWG-Vertrags (IV/31.149— Polypropylen) (ABl. L 230 vom 18.8.1986, S. 1).
(4) Rs. C-41/90, Höfner und Elser/Macroton, Slg. 1991, I-1979; Rs. T-319/99, Federación Nacional de Empresas de Instru-

mentación Científica, Médica, Técnica y Dental (FENIN)/Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Slg. 2003, II-357.
(5) Rs. C-442/02, Caixa-Bank France/Ministère de l'Économie, des Finances et de l'Industrie, Slg. 2004, I-8961, Randnr. 16.
(6) Siehe P. Clarotti, „The Harmonization of Legislation relating to Credit Institutions“, Common Market Law Review, Vol. 19,

Nr. 2, Kluwer Law International, 1982, S. 249 und P. Verheugd, „Definition of credit institution“ in: van Empel/Smits
(Hrsg.), Banking and EC Law Commentary, Kluwer Law International, Deventer, 1992, S. 17.



1.4. „Einlagen oder andere rückzahlbare Gelder entgegenzunehmen“

1.4.1. Artikel 8 Absätze 2 und 3 des Richtlinienvorschlags untersagen E-Geld-Instituten die Entgegennahme
von Einlagen. Während der Begriff „Entgegennahme von Einlagen“ in der Richtlinie 2006/48/EG nicht
definiert wird, hat der Gerichtshof den Begriff „Einlagen oder andere rückzahlbare Gelder“ im Sinne
der Richtlinie 2006/48/EG weit ausgelegt und darauf hingewiesen, dass „sich der Begriff ‚andere rück-
zahlbare Gelder‘ (…) nicht nur auf Finanzierungsinstrumente bezieht, deren Wesensmerkmal die
Rückzahlbarkeit ist, sondern auch auf solche, die dieses Merkmal nicht besitzen und bei denen die
Rückzahlung der eingezahlten Gelder vertraglich vereinbart wird“ (1). Es ist gleich, ob die Entgegen-
nahme dieser Gelder in Form von Einlagen oder in anderer Form erfolgt, wie z. B. „die laufende
Ausgabe von Schuldverschreibungen und ähnlichen Wertpapieren“ (2) gemäß einem Vorläufer der
Richtlinie 2006/48/EG. Somit „kann jede Entgegennahme von Geldern eine gewerbsmäßige Entgegen-
nahme von Einlagen (im weiteren Sinne) darstellen, wenn mit ihr die Rückzahlung der entgegenge-
nommenen Gelder verbunden ist. Dabei ist unwichtig, ob die Verpflichtung zur Rückzahlung schon
zum Zeitpunkt der Entgegennahme der Gelder besteht (und ein ‚wesentliches‘ Element dieser Transak-
tion darstellt), oder ob diese Verpflichtung erst als Ergebnis der Schaffung eines vertraglichen
Anspruchs entsteht“ (3). Eine sachgemäße Auslegung des Begriffs „Entgegennahme von Einlagen“
„muss sich am Umfang der zu schützenden Sparguthaben orientieren und die Merkmale des ‚Kreditge-
werbes‘ im Lichte der Risiken berücksichtigen, die im Hinblick auf den Schutz der Rückforderung von
Einlagen als erheblich angesehen werden. Das Ergebnis ist eine Tendenz zu einer weiten Auslegung
sowohl des Begriffs ‚gewerbsmäßige Entgegennahme von Einlagen‘ als auch des Begriffs ‚Kredite‘“ (4).

1.4.2. Angesichts des Vorstehenden ist anzumerken, dass der Erwägungsgrund 8 der Richtlinie 2000/46/EG
festhält, dass „die Entgegennahme von Geldbeträgen des Publikums im Tausch gegen elektronisches
Geld, das als Guthaben auf einem Konto bei der ausgebenden Stelle gehalten wird, (…) eine Entgegen-
nahme von Einlagen oder anderen rückzahlbaren Geldern im Sinne der Richtlinie 2000/12/EG dar
(stellt)“. Nach dem Richtlinienvorschlag stellt diese Entgegennahme von Geldbeträgen keine Entgegen-
nahme von Einlagen oder anderen rückzahlbaren Geldern mehr dar. In der Begründung zu dem
Richtlinienvorschlag wird kein Grund für diese Änderung angegeben; allerdings scheint dies ein
allgemeiner Versuch zu sein, die Richtlinie 2000/46/EG mit der Richtlinie 2007/64/EG in Einklang zu
bringen (5). Wie bereits in der Stellungnahme CON/2006/21 vom 26. April 2006 zu einem Vorschlag
für eine Richtlinie über Zahlungsdienste im Binnenmarkt (6) ist die EZB der Ansicht, dass die Entge-
gennahme von Geldern auf diese Art die gewerbsmäßige Entgegennahme von Einlagen darstellt. Der
Grund hierfür ist, dass die Gelder für einen unbestimmten Zeitraum einbehalten werden können und
der Emittent auf die entgegengenommene Gelder Zinsen zahlen kann. Insbesondere hinsichtlich der
Verzinsung hat der Gerichtshof anerkannt, dass „(w)enn (…) Kreditinstitute, die Tochtergesellschaften
einer ausländischen Gesellschaft sind, versuchen, auf dem Markt eines Mitgliedstaats Fuß zu fassen,
(…) der Wettbewerb mit Hilfe des Zinssatzes auf die Sichteinlagen eine der insoweit wirksamsten
Methoden dar(stellt). (…) Die Beschränkung dieser Tochterunternehmen in der Ausübung und
Entwicklung ihrer Tätigkeiten, die auf dem streitigen Verbot (ein Verbot der Verzinsung von Sichtein-
lagen) beruht, ist umso gravierender, als feststeht, dass die Entgegennahme von Einlagen des Publi-
kums und die Gewährung von Krediten Grundtätigkeiten der Kreditinstitute sind“ (7).

1.4.3. Abschließend ist es im Rahmen der Argumentation, dass E-Geld-Institute weiterhin Einlagen oder
andere rückzahlbare Gelder entgegennehmen, entscheidend, dass an ein E-Geld-Institut gezahlte
Gelder rücktauschbar gemäß Artikel 5 des Richtlinienvorschlags sind, wonach die fraglichen Gelder
dem Inhaber des E-Gelds auf Verlangen zum Nennwert erstattet werden.

1.5. „des Publikums“

Im Rahmen des Einlagengeschäfts muss das Institut Einlagen „des Publikums“ gewerbsmäßig entge-
gennehmen. Mangels Rechtsprechung des Gerichtshofs, die sich direkt mit dem in der Definition des
Begriffs „Kreditinstitut“ in der Richtlinie 2006/48/EG enthaltenen Begriff „Publikum“ befasst, haben
mehrere Vertreter aus dem rechtswissenschaftlichen Schrifttum ihre Meinung über die Bedeutung des
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(1) Siehe Rs. C-366/97,Massimo Romanelli, Slg. 1999, I-855, Randnr. 17.
(2) Erwägungsgrund 5 der Ersten Richtlinie 77/780/EWG des Rates vom 12. Dezember 1977 zur Koordinierung der Rechts-

und Verwaltungsvorschriften über die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit der Kreditinstitute, ABl. L 322 vom
17.12.1977, S. 30.

(3) Siehe Alexander Bornemann, „Abridged Opinion on the Concept of the Credit Institution in the Directives of the
European Community Relating to Bank Regulation and Supervision“, S. 11. Als PDF-Datei unter:
http://www.money-advice.net/media.php?id=234 abrufbar.

(4) Ebd.
(5) Richtlinie 2007/64/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. November 2007 über Zahlungsdienste im

Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 97/7/EWG, 2002/65/EWG, 2005/60/EG und 2006/48/EG sowie zur Aufhe-
bung der Richtlinie 97/5/EG (ABl. L 319 vom 5.12.2007, S. 1).

(6) ABl. C 109 vom 9.5.2006, S. 10.
(7) Siehe Rs. C-442/02, Caixa-Bank France/Ministère de l'Économie, des Finances et de l'Industrie, Randnr. 14 und 16.



Begriffs „Publikum“ in der Definition des Begriffs „Kreditinstitut“ gemäß Artikel 1, erster Gedanken-
strich der Richtlinie 77/780/EWG geäußert, der wörtlich in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a der Richt-
linie 2006/48/EG wiederholt worden ist. Es wurde anerkannt, dass „zur Zeit der Verabschiedung der
ersten Bankenrichtlinie das Hauptziel der Aufsicht über die Kreditinstitute der Schutz der Einleger
und Sparer war… Aus diesem Grund stellt ein Unternehmen, das seine Mittel auf dem Interbank-
markt von Kreditinstituten oder anderen professionellen Marktteilnehmern — wie zum Beispiel insti-
tutionellen Anlegern und Versicherungsgesellschaften — beschafft, kein Kreditinstitut dar“ (1). Daher
würden „Institute, die nur auf den Interbankenmärkten agieren … keine Kreditinstitute nach EG-Recht
darstellen, da sie keine Gelder des Publikums entgegennehmen“ (2). Daraus ist ersichtlich, dass der
Begriff „Publikum“ natürliche oder juristische Personen umfasst, die rechtlich schutzbedürftig sind,
während Rechtssubjekte, die diesem Schutz nicht bedürfen, wie etwa die, die sich ihre Mittel lediglich
im Interbankenmärkten beschaffen, nicht als vom Begriff „Publikum“ umfasst angesehen werden.
Daher wird jede natürliche oder juristische Person, die kein Kredit- oder Finanzinstitut ist, für die
Definition des Begriffs „Kreditinstitut“ dem Publikum zugeordnet. Tatsächlich sind im Zusammenhang
mit E-Geld-Instituten die Inhaber von E-Geld als „das Publikum“ anzusehen, von dem Emittenten von
E-Geld Gelder entgegennehmen.

1.6. „Kredite für eigene Rechnung zu gewähren“

Gemäß Artikel 1 Absatz 5 Buchstabe a der Richtlinie 2000/46/EG ist die Geschäftstätigkeit von
E-Geld-Instituten beschränkt und schließt insbesondere die „Gewährung jeglicher Form von Kredit“
aus. Da die Tätigkeit eines Kreditinstituts sowohl die Entgegennahme von Einlagen als auch die
Gewährung von Krediten umfasst, ließe sich argumentieren, dass E-Geld-Institute gegenwärtig nicht
die beiden Kriterien der „Entgegennahme von Einlagen“ und der „Kreditgewährung“ erfüllen und nur
aufgrund der Definition in der Richtlinie 2006/48/EG als Kreditinstitute anzusehen sind. Allerdings
werden sie ungeachtet des Verbots für E-Geld-Institute in dem Richtlinienvorschlag, Einlagen entge-
genzunehmen, de facto weiterhin solche Einlagen oder andere rückzahlbare Gelder entgegennehmen.
Darüber hinaus werden sie weiterhin die anderen Kriterien der Kreditgewährung erfüllen. Im Einzel-
nen können E-Geld-Institute gemäß Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe b des Richtlinienvorschlags bei
Angebot bestimmter Arten von Zahlungsdienstleistungen Kredite gewähren (3). Allerdings unterliegen
E-Geld-Institute, die solche Kredite gewähren wollen, zugegebenermaßen einer Reihe von besonderen
Bedingungen (4).

1.7. Die Definition des Begriffs „Kreditinstitut“ in der Richtlinie 2006/48/EG bezieht sich auf die Art des
abgewickelten Geschäfts und nicht auf die Art des Unternehmens, das es abwickelt (5). In dieser
Hinsicht scheint klar zu sein, dass E-Geld-Institute ungeachtet der Tatsache, dass sie gemäß dem Richt-
linienvorschlag keine Kreditinstitute mehr sind und ungeachtet des für sie geltenden Verbots, Einlagen
oder andere rückzahlbare Gelder entgegenzunehmen, de facto weiterhin Einlagen entgegennehmen
werden. Im Einzelnen können entgegengenommene Gelder für einen unbestimmten Zeitraum einbe-
halten werden, bis der Inhaber den Rücktausch verlangt und die Emittenten von E-Geld können die
entgegengenommenen Gelder verzinsen. Darüber hinaus werden die E-Geld-Institute weiterhin die
anderen Kriterien der Tätigkeit von Kreditinstituten erfüllen. Deshalb scheinen die Merkmale eines
E-Geld-Instituts gemäß dem Richtlinienvorschlag aus rechtlicher Sicht den Merkmalen von Kreditinsti-
tuten noch mehr als gegenwärtig zu ähneln, da das Einlagengeschäft unverändert bleibt und zukünftig
eine eingeschränkte Kreditgewährung gestattet sein wird. In diesem Sinne ist festzustellen, dass im
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(1) P. Verheugd, „Definition of credit institution“ in: van Empel/Smits (Hrsg.), Banking and EC Law Commentary, Kluwer Law
International, Deventer, 1992, S. 23.

(2) M. Dassesse, S. Isaacs und J. Penn, EC Banking Law, 2. Auflage, Lloyd's of London Press, 1994, S. 19.
(3) Die Zahlungsdienstleistungen, die die E-Geld-Institute erbringen dürfen, sind in den Punkten 4, 5 und 7 des Anhangs der

Richtlinie 2007/64/EG enthalten: i) Ausführung von Zahlungsvorgängen, wenn die Beträge durch einen Kreditrahmen für
einen Zahlungsdienstnutzer gedeckt sind bei der Ausführung von Lastschriften, Zahlungsvorgängen mittels einer
Zahlungskarte oder eines ähnlichen Instruments und Überweisungen, ii) Ausgabe und/oder Annahme von Zahlungsinstru-
menten, und iii) Zahlungsvorgänge über ein Telekommunikations-, Digital- oder IT-Gerät, wenn der Betreiber des Telekom-
munikations- oder IT-Systems oder -Netzes als zwischengeschaltete Stelle zwischen dem Zahlungsdienstnutzer und dem
Lieferanten der Waren und Dienstleistungen fungiert.

(4) Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe b des Richtlinienvorschlags verweist auf Artikel 16 Absätze 3 und 5 der Richtlinie
2007/64/EG; dies bedeutet, dass a) die Kreditgewährung eine Nebentätigkeit ist und ausschließlich im Zusammenhang mit
der Ausführung eines Zahlungsvorgangs erfolgt; b) der Kredit innerhalb einer Frist zurückgezahlt wird, die 12 Monate nicht
überschreitet; c) der Kredit nicht aus den für den Zweck der Ausführung eines Zahlungsvorgangs entgegengenommenen
oder gehaltenen Geldbeträgen gewährt werden darf, d) die Eigenmittel des E-Geld-Instituts nach Auffassung der Aufsichts-
behörden jederzeit in einem angemessenen Verhältnis zum Gesamtbetrag der gewährten Kredite stehen, und e) die Richt-
linie andere einschlägige Rechtsvorschriften der Gemeinschaft oder der Mitgliedstaaten in Bezug auf die Bedingungen für
die Kreditgewährung an Verbraucher unberührt lässt.

(5) Siehe J.A. Usher, The Law of Money and Financial Services in the EC, 2. Auflage, Clarendon Press, Oxford, 2000, S. 116.



Zusammenhang mit der Entwicklung der Definition des Begriffs „Kreditinstitut“ gemäß dem Schrift-
tum „ein einheitlicher Ansatz in diesem Bereich zu verfolgen ist, um Wettbewerbsverzerrungen zu
vermeiden, die auftreten würden, wenn grundsätzlich ähnliche Unternehmen, die im Prinzip die glei-
che oder zumindest eine sehr ähnliche Geschäftstätigkeit verfolgen, in einem Land administrativen
Kontrollen unterliegen würden und in einem anderen Land nicht“ (1). Aus der Sicht einer Zentralbank
sind E-Geld-Institute Teil des geldschaffenden Sektors und es sollten weiterhin gleiche Wettbewerbsbe-
dingungen mit Kreditinstituten gemäß der Richtlinie 2006/48/EG gewährleistet sein (2).

2. Geldpolitik

2.1. Gemäß Artikel 19.1 Satz 1 der ESZB-Satzung kann „die EZB (…) zur Verwirklichung der geldpoliti-
schen Ziele verlangen, dass die in den Mitgliedstaaten niedergelassenen Kreditinstitute Mindestreserven
auf Konten bei der EZB und den nationalen Zentralbanken unterhalten“. Im Hinblick auf ihren rechtli-
chen Status als Kreditinstitute unterliegen die E-Geld-Institute den Mindestreserveanforderungen des
Eurosystems (3) gemäß der Verordnung EZB/2003/9 vom 12. September 2003 über die Auferlegung
einer Mindestreservepflicht (4). Mindestreserven sind eine wichtige Maßnahme zur Durchführung der
Geldpolitik, d. h. die Steuerung der kurzfristigen Zinssätze, die ausschließlich Kreditinstituten auferlegt
werden können. Deshalb ist die Definition des Begriffs „Kreditinstitut“ gemäß der Richtlinie
2006/48/EG von Bedeutung für die EZB und die nationalen Zentralbanken.

2.2. Sollten E-Geld-Institute gemäß Artikel 17 Absatz 1 des Richtlinienvorschlags nicht mehr von der
Definition des Begriffs „Kreditinstitut“ umfasst sein, würde dies aus Sicht einer Zentralbank weit
reichende Folgen nach sich ziehen. Da E-Geld auch ein Substitut für von Banken angebotene
Zahlungsmittel (z. B. in Form von Debitkartentransaktionen) darstellt, würden diese Zahlungsmittel
von E-Geld-Instituten angeboten, die keinen Mindestreserveanforderungen mehr unterliegen. Die
uneinheitliche Behandlung verschiedener Zahlungsmittel, die in vielerlei Hinsicht recht ähnlich sind,
sollte verhindert werden.

2.3. Zusätzlich würde eine Umschichtung von Salden zwischen E-Geld- und Bankkonten die Liquiditäts-
lage von Banken beeinflussen und könnte die Durchführung der Geldpolitik erschweren. Während
die gegenwärtigen Volumina an E-Geld zu gering sind, um in dieser Hinsicht ein Problem darzustel-
len, ist das Potential für die E-Geld-Bestände, zukünftig schnell anzusteigen, gemäß der den Richtli-
nienvorschlag begleitenden Folgenabschätzung als Konsequenz der für E-Geld-Institute nach Verab-
schiedung des Richtlinienvorschlags geltenden gelockerten Aufsichtsvorschriften vorhanden. Die
Neuzuordnung von E-Geld-Instituten als Finanzinstitute gemäß Artikel 4 Absatz 5 der Richtlinie
2006/48/EG hätte zur Auswirkung, dass diese nicht mehr den Mindestreserveanforderungen gemäß
Artikel 19.1 der ESZB-Satzung unterliegen würden. In dieser Situation und wenn E-Geld Bargeld in
wesentlichem Umfang ersetzt, würden die Liquiditätsbedingungen des Bankensektors nach Ansicht
der EZB wesentlich beeinflusst. Als Folge würde die die Durchführung der Geldpolitik durch das
Eurosystem schwieriger werden und die Konsequenzen unsicherer.

2.4. Im Ergebnis unterstützen die Erwägungen aus geldpolitischer Sicht nachdrücklich, dass E-Geld-Insti-
tute im Gegensatz zu dem in dem Richtlinienvorschlag enthaltenen Ansatz weiterhin als Kreditinsti-
tute zugeordnet werden sollten. Diesbezüglich ist die EZB der Ansicht, dass die vorstehend dargeleg-
ten geldpolitischen Bedenken deutlich schwerer wiegen als die dem Richtlinienvorschlag zugrunde
liegenden Erwägungen, den für E-Geld-Institute geltenden aufsichtlichen Rahmen an den Rahmen
anzugleichen, der für Zahlungsinstitute gemäß Artikel 4 Absatz 4 der Richtlinie 2007/64/EG gilt, die
nicht von der Definition des Begriffs „Kreditinstitut“ erfasst sind (5).
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(1) Siehe P. Clarotti, „The Harmonization of Legislation relating to Credit Institutions“, Common Market Law Review, Vol. 19,
Nr. 2, Kluwer Law International, 1982, S. 248.

(2) Diese Position entspricht der Haltung im von der EZB im August 1998 veröffentlichten „Report on electronic money“, in
dem vertreten wurde, dass die damals geltende Bankenrichtlinie geändert werden sollte, um sicherzustellen, dass E-Geld-
Institute unter die Definition des Begriffs „Kreditinstitut“ fallen. Weitere Informationen hierzu sind auf der Website der EZB
unter www.ecb.europa.eu abrufbar.

(3) Das Eurosystem besteht aus der EZB und den nationalen Zentralbanken der Mitgliedstaaten, die den Euro eingeführt
haben.

(4) ABl. L 250 vom 2.10.2003, S. 10.
(5) Siehe Nr. 5.1 der Stellungnahme CON/2006/21 der EZB, in der sich die EZB dafür ausgesprochen hat, dass Zahlungsinsti-

tute von der Definition des Begriffs „Kreditinstitut“ umfasst sein sollten, indem sie festgestellt hat, dass „wenn Zahlungsins-
titute Guthaben halten dürfen, die sowohl im wirtschaftlichen als auch im rechtlichen Sinne Einlagen sind, im Richtlinien-
vorschlag jedoch nicht als solche bezeichnet werden, (…) der Grad des Risikos derselbe sein (wird) wie bei Kredit- oder
E-Geld-Instituten. Dementsprechend sollte auch der Grad der Risikoabsicherung dem entsprechen, der für Kredit und/oder
E-Geld-Institute gilt. Somit sollte die Erbringung von Zahlungsdiensten vorzugsweise auf Kredit- oder E-Geld-Institute
beschränkt werden. Dies würde einen hinreichenden Schutz von Verbrauchergeldern und solider Finanzgeschäfte gewähr-
leisten und stellt deshalb den Ansatz dar, der von der EZB bevorzugt wird“.



2.5. Die EZB begrüßt, dass Artikel 5 des Richtlinienvorschlags größtenteils die Anforderungen an die
Rücktauschbarkeit gemäß Artikel 3 der Richtlinie 2000/46/EG beibehält. Die Rücktauschbarkeit ist
aus Sicht einer Zentralbank ein Kernthema. Die E-Geld-Institute müssen daher rechtlich verpflichtet
sein, E-Geld auf Verlangen des Inhabers des E-Gelds für Zentralbankgeld zum Nennwert zurückzutau-
schen. Nur durch die Sicherstellung der Möglichkeit für den Inhaber von E-Geld, den Wert von E-Geld
wieder in Banknoten oder Buchgeld umzuwandeln, wird das Vertrauen in E-Geld als wirksames und
verlässliches Substitut für Münzen und Banknoten erhalten werden. Aus geldpolitischer Sicht ist die
Anforderung der Rücktauschbarkeit unter anderem erforderlich, um die Funktion des Geldes als
Verrechnungseinheit zu erhalten, die Preisstabilität durch Vermeidung der unbeschränkten Ausgabe
von elektronischem Geld zu gewährleisten und die Kontrollierbarkeit von Liquiditätsbedingungen und
kurzfristigen Zinssätzen der EZB sicherzustellen.

2.6. Der Rücktausch durch E-Geld-Emittenten an E-Geld-Inhaber nach dem Vorstehenden sollte entweder
in gesetzlichen Zahlungsmitteln oder mit Zustimmung des betreffenden E-Geld-Inhabers über Bank-
kanäle als unwiderrufliche Zahlungsanweisung zur Gutschrift auf dem Bankkonto des E-Geld-Inha-
bers erfolgen. Rücktauschzahlungen sollten auf dieselbe Währung lauten wie das ausgegebene
E-Geld (1). In dieser Hinsicht stellt die EZB fest, dass Artikel 5 Absatz 1 des Richtlinienvorschlags
beinhaltet, dass der E-Geld-Inhaber verlangen kann, zu jedem Zeitpunkt den „monetären Wert des
gehaltenen E-Gelds“ erstattet zu bekommen. Diese Vorschrift spiegelt nicht den Inhalt von Artikel 3
Absatz 1 der Richtlinie 2000/46/EG wider, wonach der Inhaber zwischen einer Erstattung zum Nenn-
wert in Münzen und Banknoten oder durch Überweisung auf ein Konto wählen kann. Aus Gründen
der Rechtsklarheit und um eine einheitliche Umsetzung der Vorschrift in das nationale Recht der
Mitgliedstaaten zu gewährleisten, schlägt die EZB vor, Artikel 5 Absatz 1 des Richtlinienvorschlags
dementsprechend zu ändern, um sicherzustellen, dass ein E-Geld-Inhaber seine bevorzugte Rück-
tauschmethode wählen kann.

3. Aufsichtlicher Rahmen

3.1. Artikel 8 Absatz 1 des Richtlinienvorschlags erweitert den künftigen Tätigkeitsbereich der E-Geld-
Institute erheblich gegenüber Artikel 1 Absatz 5 der Richtlinie 2000/46/EG, wonach die Geschäftstä-
tigkeit von E-Geld-Instituten abgesehen von der Ausgabe von E-Geld auf die Erbringung eng damit
verknüpfter Dienstleistungen finanzieller und nichtfinanzieller Art mit Ausnahme der Gewährung
jeglicher Form von Kredit beschränkt ist. Der Richtlinienvorschlag erweitert die erlaubten Geschäftstä-
tigkeiten auf folgende Tätigkeiten: i) die Erbringung von Zahlungsdienstleistungen gemäß dem
Anhang der Richtlinie 2007/46/EG einschließlich der Gewährung bestimmter Kredite, ii) den Betrieb
von Zahlungssystemen und iii) die Ausübung anderer Geschäftstätigkeiten als die Ausgabe von
E-Geld. Gleichzeitig mit der Liberalisierung des Katalogs der gestatteten Tätigkeiten ist die aufsichtliche
Regelung unter anderem durch die wesentliche Reduzierung anfänglicher Eigenkapitalanforderungen
und die Abschaffung der bestehenden Kapitalanlagebeschränkungen gemäß Artikel 5 der Richtlinie
2000/46/EG gelockert worden. Die EZB geht davon aus, dass die grundsätzliche Rechtfertigung dieser
tief greifenden Änderung in dem Ziel besteht, den aufsichtlichen Rahmen für E-Geld-Institute an die
Richtlinie 2007/64/EG anzugleichen und ihn letztendlich in diese Richtlinie zu integrieren. So
entspricht die vorgeschlagene, an die für Zahlungsinstitute gemäß der Richtlinie 2007/64/EG gelten-
den Vorschriften angeglichene Aufsichtsregelung der vorgeschlagenen Änderung der Definition der
E-Geld-Institute. Vor diesem Hintergrund sind die folgenden Aspekte erwägenswert.

3.2. Erstens ist die EZB der Ansicht, dass abgesehen von dem für E-Geld-Institute und Kreditinstitute gel-
tenden Recht, E-Geld zu emittieren, die Unterscheidung zwischen E-Geld-Instituten und Zahlungsins-
tituten unklar ist; dies macht die Bewertung der Risiken und der hiermit zusammenhängenden Siche-
rungsmaßnahmen aus aufsichtlicher Sicht zu einer herausfordernden Aufgabe. Insbesondere entsteht
die Schwierigkeit nicht nur aus der Tatsache, dass E-Geld-Institute Gelder halten dürfen, die praktisch
gleichwertig zu Einlagen und anderen rückzahlbaren Geldern sind, sondern auch aus der Fähigkeit
der E-Geld-Institute, Kredite zu gewähren, die mit vom Publikum entgegengenommenen Geldern
finanziert sind. Zusätzlich wird die Angleichung der E-Geld-Institute an Zahlungsinstitute durch das
Erfordernis erschwert, zwischen Zahlungsdienstleistungen auf der Basis von Zahlungskonten und
E-Geld-Zahlungsdienstleistungen auf der Basis von zentralisierten Konten zu unterscheiden.
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(1) Für weitere Informationen siehe den „Report on electronic money“ und die Stellungnahme CON/1998/56 der EZB vom
19. Januar 1999 auf Ersuchen des Rates der Europäischen Union gemäß Artikel 105 Absatz 4 des Vertrags zur Gründung
der Europäischen Gemeinschaft und Artikel 4 Buchstabe a) der Satzung des Europäischen Systems der Zentralbanken und
der Europäischen Zentralbank zu 1. einem Vorschlag der Kommission für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und
des Rates über die Aufnahme, Ausübung und Beaufsichtigung der Tätigkeit von E-Geldinstituten und 2. einem Vorschlag
der Kommission für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 77/780/EWG
zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit der Kredit-
institute.



3.3. Zweitens würde die vorgeschlagene Änderung der Definition von E-Geld-Instituten nicht die mit ihrer
Geschäftstätigkeit in Zusammenhang stehenden Risiken verringern. Dagegen befasst sich die den
Richtlinienvorschlag begleitende Folgenabschätzung nicht mit den Risiken, die mit dem erweiterten
Katalog der Tätigkeiten verbunden sein könnten, die E-Geld-Institute ausüben dürfen.

3.4. Drittens ist die EZB der Ansicht, dass ein klarer Beweis für die vorgebrachte Unverhältnismäßigkeit
zwischen Sicherungsanforderungen und den tatsächlichen mit den Tätigkeiten der E-Geld-Institute
verbundenen Risiken immer noch fehlt. Auf der Grundlage der vorstehend genannten Erwägungen
besteht ein klares Erfordernis, die möglichen Risiken, die mit der neuen „Rechtsnatur“ der E-Geld-
Institute verbunden sind, weiter zu erwägen, um eine angemessene regulatorische und aufsichtliche
Behandlung sicherzustellen.

3.5. Viertens ist es, wie bereits vorstehend erwähnt, auch sinnvoll zu betonen, dass Artikel 5 der Richtlinie
2000/46/EG in Bezug auf Beschränkungen von Anlagestrategien in dem Richtlinienvorschlag nicht
widergespiegelt ist. Der sehr einschränkende Charakter der Richtlinie 2000/46/EG in Bezug auf die
den E-Geld-Emittenten eingeräumten Optionen zur Gewinnerzielung durch die Ausgabe von E-Geld
wurde in dem Richtlinienvorschlag gelockert. Dieser Änderungsvorschlag kann sich für das künftige
Wachstum des Sektors als positiv erweisen. Allerdings sind die bedeutenden Liquiditäts- und Ausfallri-
siken zu berücksichtigen, denen ein E-Geld-Institut gegenüberstehen könnte, wenn ihm gestattet wird,
in alle Anlageformen zu investieren. In dieser Hinsicht könnte eine ausgewogene Lösung durch eine
flexiblere Regelung der Anlagebeschränkungen als in der gegenwärtig geltenden Richtlinie
2000/46/EG erreicht werden. Die volle Liberalisierung der bestehenden Anlagebeschränkungen gemäß
dem Richtlinienvorschlag würde eine Änderung erfordern, die zusätzliche aufsichtliche Sicherungs-
maßnahmen zur Folge hätte.

3.6. Schließlich erhöht der Richtlinienvorschlag die Schwellenwerte für die Identifikations- und Sorgfalts-
pflicht bei der Feststellung der Kundenidentität gemäß der Richtlinie 2005/60/EG zur Verhinderung
der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung (1).
Diese Schwellenwerte entsprechen jedoch nicht den Schwellen in der Richtlinie 2007/64/EG. Eine
wesentliche Anhebung der geltenden Schwellenwerte würde der Anonymität im Rahmen von
Zahlungsgeschäften Vorschub leisten und Risiken im Rahmen der Bekämpfung der Geldwäsche und
Terrorismusfinanzierung erhöhen, die mit der Ausgabe von E-Geld verbunden sind, insbesondere
durch den Erwerb mehrerer Prepaid Cards.

4. Statistik

E-Geld-Institute gehören derzeit dem Referenzkreis der Berichtspflichtigen monetärer Finanzinstitute
(MFIs) für die Geld- und Bankenstatistiken der EZB gemäß der Verordnung EZB/2001/13 vom
22. November 2001 über die konsolidierte Bilanz des Sektors der monetären Finanzinstitute (2) an.
Es ist festzustellen, dass selbst wenn E-Geld-Institute nicht mehr als Kreditinstitute definiert werden,
sie unter die statistische Definition von MFIs gemäß Teil 1 Abschnitt 1 Absatz 2 von Anhang 1 der
Verordnung EZB/2001/13 fallen, wonach gebietsansässige Finanzinstitute, die keine Kreditinstitute
sind, statistischen Berichtspflichten unterliegen, die unter anderem von dem Grad der Substituierbar-
keit zwischen den von ihnen ausgegebenen Instrumenten und bei Kreditinstituten platzierten Einlagen
abhängen; der Grund hierfür ist, dass die E-Geld-Institute weiterhin Gelder, die täglich fälligen Einla-
gen gleichwertig sind, von Rechtssubjekten erhalten werden, die keine MFIs sind, und weiterhin auf
eigene Rechnung in Wertpapiere investieren werden.

5. Weitere Anmerkungen rechtlicher und technischer Art

5.1. Artikel 1 Absatz 3 des Richtlinienvorschlags sieht vor, dass die Richtlinie nicht für Dienstleistungen
anwendbar ist, die auf Instrumenten basieren, die unter anderem innerhalb eines „begrenzten Netzes“
verwendet werden. Die EZB erkennt an, dass Erwägungsgrund 5 dazu verwendet werden könnte, dies
dergestalt auszulegen, dass Instrumente, die innerhalb eines begrenzten Netzes eingesetzt werden,
„nur für den Erwerb von Waren und Dienstleistungen in einem bestimmten Geschäft, einer Geschäfts-
kette oder für eine begrenzte Auswahl von Waren oder Dienstleistungen verwendet werden“ können.
Allerdings wäre eine weitere Klarstellung vorteilhaft für die betreffende Vorschrift, da die Ausgabe
von E-Geld im Rahmen des Netzwerks von z. B. zwei großen Geschäftsketten möglicherweise eine
Ausnahme für die Ausgabe eines wesentlichen E-Geld-Betrags darstellen könnte.
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(1) ABl. L 309 vom 25.11.2005, S. 15.
(2) ABl. L 333 vom 17.12.2001, S. 1.



5.2. Unter bestimmten Bedingungen nimmt Artikel 1 Absatz 4 des Richtlinienvorschlags Mobilfunkbetrei-
ber aus dem Anwendungsbereich des Richtlinienvorschlags aus. Die EZB geht davon aus, dass die
Ausnahme in Fällen gilt, in denen der Mobilfunkbetreiber als Intermediär handelt, ohne den Waren
oder Dienstleistungen einen zusätzlichen „immanenten Wert“ gemäß dem letzten Satz von Erwä-
gungsgrund 5 des Richtlinienvorschlags zu verleihen. Aus Gründen der Rechtsklarheit empfiehlt die
EZB, Erwägungsgrund 5 des Richtlinienvorschlags weiter auszuarbeiten, indem eine Anleitung gege-
ben wird, ob der Kauf von z. B. Klingeltönen oder Wettervorhersagen von der Ausnahme umfasst
wäre.

5.3. Die Definition des Begriffs „elektronisches Geld“ gemäß Artikel 2 Absatz 2 des Richtlinienvorschlags
ist sehr breit formuliert und umfasst die meisten Kontenarten; diese Vorschrift legt dar, was im Allge-
meinen als E-Geld angesehen wird, was auch Bank- und Zahlungskonten beinhaltet, da die Rech-
nungslegung und Buchführung heutzutage auf elektronischem Wege und ungeachtet der betreffenden
Kontenart durchgeführt wird. Der Verweis auf Zahlungsgeschäfte gemäß der Richtlinie 2007/64/EG
fügt der Definition einen weiteren sehr allgemeinen Begriff hinzu, da Zahlungsgeschäfte nicht auf
traditionelle Zahlungsmittel beschränkt sind, sondern auch Überweisungen und Abhebungen umfas-
sen. Diese allgemeine Definition des E-Gelds würde bedeuten, dass herkömmliche Bankkonten sowie
Zahlungskonten als E-Geld angesehen werden könnten. Die EZB würde daher dazu raten, festzulegen,
dass entgegengenommene Gelder ausschließlich für die elektronische Überweisung von Geldern von
dem E-Geld-Inhaber an seine Zahlungsempfänger verwendet werden können.

5.4. Unbeschadet der vorstehend erwähnten Ansicht der EZB, wonach die entgegengenommenen Gelder
ihrer Rechtsnatur nach de facto Einlagen sind, scheint Artikel 8 Absatz 2 des Richtlinienvorschlags
bereits den Inhalt von Artikel 8 Absatz 3 zu beinhalten; aus diesem Grund könnte der letztere Absatz
gestrichen werden.

5.5. Artikel 11 Absatz 1 des Richtlinienvorschlags regelt die Verabschiedung von Durchführungsmaßnah-
men durch die Kommission. Insbesondere Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe c stellt hierfür eine Rechts-
grundlage bezüglich „Maßnahmen zur Anpassung an die technologische Entwicklung oder die Markt-
entwicklung“ dar, die nach Ansicht der EZB zu weit formuliert sowie in ihrem Anwendungsbereich
unbeschränkt ist und möglicherweise nicht die Voraussetzung des Artikel 11 Absatz 2 des Richtli-
nienvorschlags erfüllt, wonach Durchführungsmaßnahmen „so zu fassen (sind), dass sie nicht wesent-
liche Bestimmungen des Richtlinienvorschlags ändern“.

Redaktionsvorschläge

In den Fällen, in denen diese Stellungnahme zu Änderungen des Richtlinienvorschlags führen würde, sind
Redaktionsvorschläge im Anhang aufgeführt.

Geschehen zu Frankfurt am Main am 5. Dezember 2008.

Der Präsident der EZB
Jean-Claude TRICHET
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ANHANG

Redaktionsvorschläge

Ratsvorschlag Änderungsvorschläge der EZB (1)

Änderung 1
Artikel 2 Absatz 2 des Richtlinienvorschlags

2. „elektronisches Geld“ einen monetären Wert in Form
einer Forderung an den Emittenten, der elektronisch gespei-
chert und gegen Zahlung eines Geldbetrags ausgestellt wird,
um damit Zahlungsvorgänge im Sinne des Artikels 4 Num-
mer 5 der Richtlinie 2007/67/EG durchzuführen, und der
auch von anderen natürlichen und juristischen Personen
angenommen wird als dem Aussteller.

2. „elektronisches Geld“ einen monetären Wert in Form
einer Forderung an den Emittenten, der elektronisch gespei-
chert und gegen Zahlung eines Geldbetrags ausgestellt wird,
um damit Zahlungsvorgänge im Sinne des Artikels 4
Nummer 5 der Richtlinie 2007/67/EG durchzuführen
ausschließlich Gelder auf elektronischem Wege von
dem E-Geld-Inhaber an seine Zahlungsempfänger zu
übertragen, und der auch von anderen natürlichen und
juristischen Personen angenommen wird als dem Aussteller.

Begründung — Siehe Nummer 5.3 der Stellungnahme

Änderung 2
Artikel 5 Absatz 1 des Richtlinienvorschlags

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass E-Geld-
Emittenten den monetären Wert des gehaltenen E-Gelds auf
Verlangen des Inhabers jederzeit zum Nennwert erstatten.

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass E-Geld-Emitten-
ten den monetären Wert des das gehaltenen E-Gelds auf
Verlangen des Inhabers jederzeit zum Nennwert in
Münzen und Banknoten oder durch Überweisung auf
ein Konto erstatten.

Begründung — Siehe Nummer 2.6 der Stellungnahme

Änderung 3
Artikel 8 Absatz 3 des Richtlinienvorschlags

3. Gemäß Artikel 5 der Richtlinie 2006/48/EG betreiben
E-Geld-Institute die Entgegennahme von Einlagen oder
anderen rückzahlbaren Geldern nicht gewerbsmäßig.

(Streichung)

Begründung — Siehe Nummer 5.4 der Stellungnahme

Änderung 4
Artikel 17 des Richtlinienvorschlags

Artikel 17

Änderung der Richtlinie 2006/48/EG

1. Artikel 4 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 1 Buchstabe b erhält folgende Fassung:
„1) “Kreditinstitut„: ein Unternehmen, dessen Tätig-
keit darin besteht, Einlagen oder andere rückzahlbare
Gelder des Publikums entgegenzunehmen und Kredite
für eigene Rechnung zu gewähren;“

b) Nummer 5 erhält folgende Fassung:

„5) “Finanzinstitut„: ein Unternehmen, das kein
Kreditinstitut ist und dessen Haupttätigkeit darin
besteht, Beteiligungen zu erwerben oder eines oder
mehrere der Geschäfte zu betreiben, die unter den
Nummern 2 bis 12 und 15 der im Anhang I enthalte-
nen Liste aufgeführt sind;“

2. Dem Anhang I wird folgende Nummer 15 angefügt:

„15. Ausgabe von E-Geld“

(Streichung)

Begründung — Siehe Nummern 1, 2 und 4 der Stellungnahme

(1) Der Wortlaut, der nach dem Änderungsvorschlag der EZB gestrichen werden soll, erscheint in durchgestrichener Schrift. Der neue
Wortlaut, der nach dem Änderungsvorschlag der EZB eingefügt werden soll, erscheint in Fettschrift.
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II

(Mitteilungen)

MITTEILUNGEN DER ORGANE UND EINRICHTUNGEN DER EUROPÄISCHEN
UNION

KOMMISSION

Genehmigung staatlicher Beihilfen gemäß den Artikeln 87 und 88 des EG-Vertrags

Vorhaben, gegen die von der Kommission keine Einwände erhoben werden

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2009/C 30/02)

Datum des Beschlusses 10.12.2008

Beihilfe Nr. NN 60/05

Mitgliedstaat Spanien

Region —

Titel (und/oder Name des Begünstigten) Medidas urgentes para paliar los daños producidos en el sector agrario por los
incendios e inundaciones de 2004

Rechtsgrundlage Real Decreto Ley no 6/2004 y Ley no 2/2005, por las que se adoptan medidas
urgentes para reparar los daños causados por los incendios e inundaciones acae-
cidos en las Comunidades Autónomas de Aragón, Cataluña, Andalucía, La Rioja,
Comunidad Foral de Navarra y Comunidad Valenciana

Art der Maßnahme Regelung

Zielsetzung Entschädigung der Landwirte für die durch die Brände und Überschwemmungen
im Jahr 2004 erlittenen Erzeugungsverluste

Art der Beihilfe Direktzuschuss

Mittelansatz Die Gesamtmittel belaufen sich auf 2 500 000 EUR

Intensität 80 % der Verluste

Laufzeit Einmalige Beihilfe

Wirtschaftssektoren Landwirtschaft

Name und Anschrift der Bewilligungs-
behörde

Ministerio de Medio Ambiente, Medio Rural y Medio Marino
Calle Alfonso XIII, no 62, 2a planta
E-28071 Madrid

Andere Angaben —

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entscheidung in der/den verbindlichen Sprachen finden
Sie unter der Adresse:

http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/
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Datum des Beschlusses 8.12.2008

Beihilfe Nr. N 675/07

Mitgliedstaat Tschechische Republik

Region –

Titel (und/oder Name des Begünstigten) Ekologické zemědělství a biopotraviny

Rechtsgrundlage Zákon č. 242/2000 Sb., o ekologickém zemědělství,

zákon č. 137/2006 Sb., o veřejných zakázkách

Art der Maßnahme Regelung

Zielsetzung Werbung für ökologische Erzeugnisse

Art der Beihilfe Subventionierte Dienstleistung

Mittelansatz Insgesamt: 48 Mio. CZK (etwa 1,92 Mio. EUR)

Jährlich: 8 Mio. CZK (etwa 320 000 EUR)

Intensität Bis zu 100 %

Laufzeit Datum der Genehmigung durch die Kommission bis zum 31. Dezember 2013

Wirtschaftssektoren Landwirtschaft

Name und Anschrift der Bewilligungs-
behörde

Ministerstvo zemědělství České republiky
Těšnov 17
CZ-117 05 Praha 1

Andere Angaben —

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entscheidung in der/den verbindlichen Sprachen finden
Sie unter der Adresse:

http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/

Datum des Beschlusses 11.12.2008

Beihilfe Nr. NN 5/08

Mitgliedstaat Vereinigtes Königreich

Region Scotland

Titel (und/oder Name des Begünstigten) Shetland Animal Health Scheme 2003-2007

Rechtsgrundlage Local Government in Scotland Act 2003; Zetland Council (ZCC) Act 1974

Art der Maßnahme Tilgung von Tierseuchen

Zielsetzung Tilgung von Tierseuchen

Art der Beihilfe Subventionierte Dienstleistungen

Mittelansatz Gesamtmittel: 167 025,93 GBP (etwa 200 000 EUR)

Intensität 100 %

6.2.2009 C 30/11Amtsblatt der Europäischen UnionDE



Laufzeit 26. November 2003-30. September 2007

Wirtschaftssektoren Landwirtschaft

Name und Anschrift der Bewilligungs-
behörde

Shetland Islands Council
6 North Ness Business Park
Lerwick ZE1 0LZ
United Kingdom

Andere Angaben —

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entscheidung in der/den verbindlichen Sprachen finden
Sie unter der Adresse:

http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/

Datum des Beschlusses 8.12.2008

Beihilfe Nr. NN 16/08 (ex N 518/07)

Mitgliedstaat Spanien

Region Castilla y León

Titel (und/oder Name des Begünstigten) Ayuda a «Primayor Elaborados, S.L.U.»

Rechtsgrundlage «Informe favorable de la Comisión Delegada para Asuntos Económicos de la
Comunidad Autónoma de Castilla y León sobre la formalización de una pignora-
ción de depósito por “Ade Financiación, S.A.” a favor de la sociedad “Primayor
Elaborados, S.L.U.” para llevar a la Junta de Gobierno de la Comunidad Autó-
noma de Castilla y León la concesión de la ayuda»

Art der Maßnahme Einzelbeihilfe

Zielsetzung Beihilfe zur Rettung eines Unternehmens in Schwierigkeiten

Art der Beihilfe Sicherheit

Mittelansatz 2 324 000 EUR

Intensität —

Laufzeit Sechs Monate

Wirtschaftssektoren Landwirtschaft

Name und Anschrift der Bewilligungs-
behörde

Ade Financiación, S.A.
Junta de Castilla y León
Calle San Lorenzo no 24
E-47001 Valladolid

Andere Angaben —

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entscheidung in der/den verbindlichen Sprachen finden
Sie unter der Adresse:

http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/
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Datum des Beschlusses 17.12.2008

Beihilfe Nr. N 587/08

Mitgliedstaat Litauen

Region —

Titel (und/oder Name des Begünstigten) Pagalba palūkanoms už kreditus (išskyrus žemei pirkti) kompensuoti

Rechtsgrundlage — Lietuvos Respublikos žemės ūkio ir kaimo plėtros įstatymas (Žin., 2002,
Nr. 72-3009);

— Lietuvos Respublikos Vyriausybės 1997 m. rugpjūčio 22 d. nutarimas
Nr. 912 „Dėl Žemės ūkio paskolų garantijų fondo“ (Žin., 1997, Nr. 79-2009;
2003, Nr. 57-2542; 2005, Nr. 78-2825; 2005, Nr. 105-3874; 2007, Nr.
105-4306; 2008, Nr. 53-1976);

— Lietuvos Respublikos žemės ūkio ministro 2007 m. balandžio 12 d. įsaky-
mas Nr. 3D-160 „Dėl dalies palūkanų už investicinius kreditus, paimtus nuo
2007 m. gegužės 1 d. ir suteiktus su UAB Žemės ūkio paskolų garantijų
fondo garantija, kompensavimo taisyklių patvirtinimo“ (Žin., 2007,
Nr. 45-1705; 2008, Nr. 39-1441; 2008, Nr. 88-3553);

— Lietuvos Respublikos žemės ūkio ministro 2007 m. balandžio 12 d. įsaky-
mas Nr. 3D-159 „Dėl dalies palūkanų už investicinius kreditus, paimtus nuo
2007 m. gegužės 1 d. ir suteiktus be UAB Žemės ūkio paskolų garantijų
fondo garantijos, kompensavimo taisyklių patvirtinimo“ (Žin., 2007,
Nr. 45-1704; 2008, Nr. 41-1525; 2008, Nr. 88-3552)

Art der Maßnahme Investitionsbeihilfe für die landwirtschaftliche Primärerzeugung

Zielsetzung Sektorentwicklung

Art der Beihilfe Zinszuschüsse

Mittelansatz Insgesamt: 54 000 000 LTL

Intensität Bis zu 40 %

Laufzeit Bis zum 31.12.2013

Wirtschaftssektoren Agrarsektor

Name und Anschrift der Bewilligungs-
behörde

Lietuvos Respublikos žemės ūkio ministerija,
Gedimino pr. 19
LT-01103 Vilnius

Andere Angaben —

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entscheidung in der/den verbindlichen Sprachen finden
Sie unter der Adresse:

http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/
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Genehmigung staatlicher Beihilfen gemäß den Artikeln 87 und 88 des EG-Vertrags

Vorhaben, gegen die von der Kommission keine Einwände erhoben werden

(2009/C 30/03)

Datum der Annahme der Entscheidung 10.12.2008

Beihilfe Nr. N 135/08

Mitgliedstaat Deutschland

Region —

Titel Promotion Fund Law (Absatzfondsgesetz)

Rechtsgrundlage — Gesetz über die Errichtung eines zentralen Fonds zur Absatzförderung der
deutschen Land- und Ernährungswirtschaft (Absatzfondsgesetz)

— Verordnung über die Beiträge nach dem Absatzfondsgesetz

Art der Beihilfe Beihilferegelung

Ziel Absatzförderung und Werbung

Form der Beihilfe Subvention

Haushaltsmittel 610 Mio. EUR

Beihilfehöchstintensität Bis zu 100 %

Laufzeit 2008-2013

Wirtschaftssektoren Landwirtschaft

Name und Anschrift der Bewilligungs-
behörde

Absatzförderungsfonds der deutschen Land- und Ernährungswirtschaft
Schertberger Straße 14
D-53177 Bonn

Sonstige Angaben —

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entscheidung in der/den verbindlichen Sprachen finden
Sie unter der Adresse:

http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/

Datum des Beschlusses 10.12.2008

Beihilfe Nr. N 379/08

Mitgliedstaat Italien

Region —

Titel (und/oder Name des Begünstigten) Regime dei contratti di filiera e di distretto (Decreto del Ministro delle Politiche
Agricole e Forestali recante criteri, modalità e procedure per l'attuazione dei
contratti di filiera in attuazione della legge n. 289 del 27 dicembre 2002, arti-
colo 66, commi 1 e 2)
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Rechtsgrundlage — Decreto n. 2850 del 21 aprile 2008 di attuazione dell'articolo 4, comma 2,
del decreto interministeriale recante condizioni di accesso ai finanziamenti
del fondo rotativo per il sostegno alle imprese e gli investimenti in ricerca

— Legge 27 dicembre 2002, n. 289, recante disposizioni per la formazione del
bilancio annuale e pluriennale dello Stato (legge finanziaria 2003), pubbli-
cata nella Gazzetta Ufficiale n. 305 del 31 dicembre 2002 — Supplemento
Ordinario n. 240 ed in particolare gli articoli 60 e 61, relativi al «Finanzia-
mento degli investimenti per lo sviluppo» e al «Fondo per le aree sottoutiliz-
zate ed interventi nelle medesime aree», e il comma 1 dell'articolo 66, rela-
tivo al sostegno della filiera agroalimentare

— Decreto del Ministro delle Politiche Agricole e Forestali del 1o agosto 2003,
relativo a criteri, modalità e procedure per l'attuazione dei contratti di filiera;
pubblicato nella Gazzetta Ufficiale del 29 settembre 2003, n. 226, e succes-
sive modificazioni

— Decreto 3 febbraio 2004 di modifica del Decreto del Ministro delle Politiche
Agricole e Forestali 1o agosto 2003, relativo a criteri, modalità e procedure
per l'attuazione dei contratti di filiera

— Decreto del Ministro delle Politiche Agricole e Forestali del 20 marzo 2006,
recante disposizioni per l'attuazione dei contratti di filiera, pubblicato nella
Gazzetta Ufficiale del 12 aprile 2006, n. 86

— Decreto del Ministro delle Politiche Agricole alimentari e Forestali n. 452 del
3 luglio 2007, recante modifica al decreto 1o agosto 2003, relativo a criteri,
modalità e procedure per l'attuazione dei contratti di filiera, pubblicato nella
Gazzetta Ufficiale del 24 luglio 2007, n. 170

— Circolare 2 dicembre 2003 attuativa del Decreto 1o agosto 2003 del
Ministro delle Politiche Agricole e Forestali recante criteri, modalità e proce-
dure per l'attuazione dei contratti di filiera, pubblicata nella Gazzetta Uffi-
ciale dell'8 gennaio 2004, n. 5

— Decreto 22 novembre 2007 del Ministro delle Politiche Agricole alimentari
e Forestali di concerto con il Ministro dell'Economia e delle Finanze e con il
Ministro dello sviluppo economico, recante condizioni di accesso ai finanzia-
menti del fondo rotativo

Art der Maßnahme Beihilferegelung

Zielsetzung Investitionsbeihilfen (Investitionen in landwirtschaftlichen Betrieben, für im
öffentlichen Interesse durchgeführte Aussiedlungen, zum Schutz und zur Verbes-
serung der Umwelt, zur Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher
Erzeugnisse), Beihilfen zur Förderung der Erzeugung von landwirtschaftlichen
Erzeugnissen hoher Qualität, Bereitstellung technischer Hilfe (Beratungsleis-
tungen, Aus- und Fortbildung, Organisation von und Teilnahme an Veranstal-
tungen zum Wissensaustausch zwischen Unternehmen, Wettbewerben, Ausstel-
lungen und Messen) im Agrarsektor, Beihilfen für die Absatzförderung von
Agrarerzeugnissen, Beihilfen für Forschung und Entwicklung

Art der Beihilfe Direkte Zuschüsse und zinsvergünstigte Darlehen

Mittelansatz Gesamtmittel: 800 Mio. EUR

Intensität Unterschiedlich (zwischen 20 % und 100 %, je nach Art der Maßnahme)

Laufzeit Ab dem Datum der Genehmigung durch die Kommission bis zum 31.12.2013

Wirtschaftssektoren Agrar- und Ernährungswirtschaft

Name und Anschrift der Bewilligungs-
behörde

Ministero delle politiche agricole alimentari e forestali
Via XX Settembre, 20
I-00187 Roma

Andere Angaben —

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entscheidung in der/den verbindlichen Sprachen finden
Sie unter der Adresse:

http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/
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Datum des Beschlusses 17.12.2008

Beihilfe Nr. N 517/08

Mitgliedstaat Lettland

Region —

Titel (und/oder Name des Begünstigten) Atbalsts kartupeļu gaišās gredzenpuves ierobežošanai un apkarošanai

Rechtsgrundlage — Ministru kabineta 2007. gada 29. maija noteikumi Nr. 365 “Kartupeļu gaišās
gredzenpuves apkarošanas un ierobežošanas kārtība”

— “Atbalsts kartupeļu gaišās gredzenpuves ierobežošanai un apkarošanai” pro-
jekts

Art der Maßnahme Beihilferegelung

Zielsetzung Verhütung von und Ausgleichszahlungen bei Pflanzenkrankheiten

Art der Beihilfe Direkter Zuschuss und bezuschusste Dienstleistungen

Mittelansatz 4 750 000 LVL (etwa 6 800 000 EUR)

Intensität Bis zu 100 %

Laufzeit Bis zum 30.12.2013

Wirtschaftssektoren Agrarsektor

Name und Anschrift der Bewilligungs-
behörde

Zemkopības ministrija
Republikas laukums 2
LV-1981 Rīga

Andere Angaben —

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entscheidung in der/den verbindlichen Sprachen finden
Sie unter der Adresse:

http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/

Datum des Beschlusses 17.12.2008

Beihilfe Nr. N 526/08

Mitgliedstaat Niederlande

Region —

Titel (und/oder Name des Begünstigten) Aanpassing van de heffing waaruit onderzoek en ontwikkeling in de pluimvee-
sector en de preventie van ziekten van pluimvee worden gefinancierd voor 2009

Rechtsgrundlage Wet op de bedrijfsorganisaties (artikel 126), Instellingsbesluit Productschap
Pluimvee en Eieren (artikelen 6 en 8), Concept Verordening van het Product-
schap Puimvee en Eieren betreffende algemene bepalingen voor heffingen 2009,
Concept Verordening van het Productschap Puimvee en Eieren tot wijziging van
de verordening bestemmingsheffingen legsector 2009, Ontwerpverordening van
het Productschap Puimvee en Eieren tot wijziging van de verordening bestem-
mingsheffingen pluimveevlees sector 2009 en de ontwerpverordening van het
Productschap Pluimvee en Eieren tot wijziging van de verordening bestemmings-
heffingen legsector (2009-I)

Art der Maßnahme Steuerähnliche Abgabe

Zielsetzung Die Maßnahme betrifft eine Anpassung der steuerähnlichen Abgabe für
Forschung und Entwicklung im Bereich der Vermeidung und Tilgung von
Geflügelseuchen
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Art der Beihilfe Steuerähnliche Abgabe, Beihilfe für Forschung und Entwicklung

Mittelansatz 4,56 Mio. EUR/Jahr, 32 Mio. EUR für den Zeitraum 2007-2013

Intensität 100 %

Laufzeit 2009-2013

Wirtschaftssektoren Agrarsektor; Geflügel- und Eiersektor

Name und Anschrift der Bewilligungs-
behörde

Productschappen Vee, Vlees en Eieren
Louis Braillelaan 80
Postbus 460
2700 AL Zoetermeer
Nederland

Andere Angaben —

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entscheidung in der/den verbindlichen Sprachen finden
Sie unter der Adresse:

http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/

Datum des Beschlusses 4.12.2008

Beihilfe Nr. N 544/08

Mitgliedstaat Lettland

Region —

Titel (und/oder Name des Begünstigten) Atbalsts, lai kompensētu zaudējumus, kas radās augļu dārzos bakteriālās iedegas
rezultātā

Rechtsgrundlage — Augu aizsardzības likums;
— 2004. gada 30. marta Ministru kabineta noteikumi Nr. 218 “Augu karantī-

nas noteikumi”;
— “Kārtība, kādā piešķir kompensāciju par fitosanitāro pasākumu izpildi” pro-

jekts

Art der Maßnahme Bekämpfung von Pflanzenkrankheiten

Zielsetzung Bekämpfung von Pflanzenkrankheiten und Schädlingsbefall

Art der Beihilfe Direktbeihilfe und bezuschusste Dienstleistungen

Mittelansatz Gesamt-Volumen 1 750 000 LVL (etwa 2 490 040 EUR)

Intensität Bis zu 100 %

Laufzeit Bis zum 30.12.2013

Wirtschaftssektoren Agrarsektor

Name und Anschrift der Bewilligungs-
behörde

Lauku atbalsta dienests
Republikas laukums 2
LV-1981 Rīga

Andere Angaben —

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entscheidung in der/den verbindlichen Sprachen finden
Sie unter der Adresse:

http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/
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Mitteilung der Kommission zur förmlichen Bestätigung, dass eine Reihe von Rechtsakten der
Gemeinschaft im Bereich Landwirtschaft überholt sind

(2009/C 30/04)

Liste der aus dem „aktiven Acquis“ zu entfernenden Rechtsakte

(Getreide)

Verordnung (EG) Nr. 752/2004 der Kommission
Amtsblatt L 118 vom 23.4.2004, S. 21.

Verordnung (EG) Nr. 1194/2004 der Kommission
Amtsblatt L 228 vom 29.6.2004, S. 14.

Verordnung (EG) Nr. 1274/2004 der Kommission
Amtsblatt L 241 vom 13.7.2004, S. 5.

Verordnung (EG) Nr. 1364/2004 der Kommission
Amtsblatt L 253 vom 29.7.2004, S. 16.

Verordnung (EG) Nr. 1757/2004 der Kommission
Amtsblatt L 313 vom 12.10.2004, S. 10.

Verordnung (EG) Nr. 115/2005 der Kommission
Amtsblatt L 24 vom 27.1.2005, S. 3.

Verordnung (EG) Nr. 1058/2005 der Kommission
Amtsblatt L 174 vom 7.7.2005, S. 12.

Verordnung (EG) Nr. 1059/2005 der Kommission
Amtsblatt L 174 vom 7.7.2005, S. 15.

Verordnung (EG) Nr. 1060/2005 der Kommission
Amtsblatt L 174 vom 7.7.2005, S. 18.

Verordnung (EG) Nr. 1061/2005 der Kommission
Amtsblatt L 174 vom 7.7.2005, S. 24.

Verordnung (EG) Nr. 1062/2005 der Kommission
Amtsblatt L 174 vom 7.7.2005, S. 30.

Verordnung (EG) Nr. 1063/2005 der Kommission
Amtsblatt L 174 vom 7.7.2005, S. 36.

Verordnung (EG) Nr. 1064/2005 der Kommission
Amtsblatt L 174 vom 7.7.2005, S. 42.

Verordnung (EG) Nr. 1065/2005 der Kommission
Amtsblatt L 174 vom 7.7.2005, S. 48.

Verordnung (EG) Nr. 1066/2005 der Kommission
Amtsblatt L 174 vom 7.7.2005, S. 54.

Verordnung (EG) Nr. 1164/2005 der Kommission
Amtsblatt L 188 vom 20.7.2005, S. 4.

Verordnung (EG) Nr. 1165/2005 der Kommission
Amtsblatt L 188 vom 20.7.2005, S. 7.

Verordnung (EG) Nr. 1166/2005 der Kommission
Amtsblatt L 188 vom 20.7.2005, S. 10.

Verordnung (EG) Nr. 1374/2005 der Kommission
Amtsblatt L 219 vom 24.8.2005, S. 3.

Verordnung (EG) Nr. 1375/2005 der Kommission
Amtsblatt L 219 vom 24.8.2005, S. 9.

Verordnung (EG) Nr. 1376/2005 der Kommission
Amtsblatt L 219 vom 24.8.2005, S. 15.

Verordnung (EG) Nr. 1377/2005 der Kommission
Amtsblatt L 219 vom 24.8.2005, S. 21.

Verordnung (EG) Nr. 1381/2005 der Kommission
Amtsblatt L 220 vom 25.8.2005, S. 9.

Verordnung (EG) Nr. 1382/2005 der Kommission
Amtsblatt L 220 vom 25.8.2005, S. 15.

Verordnung (EG) Nr. 1383/2005 der Kommission
Amtsblatt L 220 vom 25.8.2005, S. 21.

Verordnung (EG) Nr. 1384/2005 der Kommission
Amtsblatt L 220 vom 25.8.2005, S. 27.

Verordnung (EG) Nr. 1438/2005 der Kommission
Amtsblatt L 228 vom 3.9.2005, S. 5.

Verordnung (EG) Nr. 1516/2005 der Kommission
Amtsblatt L 244 vom 20.9.2005, S. 3.

Verordnung (EG) Nr. 1572/2005 der Kommission
Amtsblatt L 253 vom 29.9.2005, S. 3.

Verordnung (EG) Nr. 1573/2005 der Kommission
Amtsblatt L 253 vom 29.9.2005, S. 6.

Verordnung (EG) Nr. 1621/2005 der Kommission
Amtsblatt L 259 vom 5.10.2005, S. 3.

Verordnung (EG) Nr. 1622/2005 der Kommission
Amtsblatt L 259 vom 5.10.2005, S. 9.

Verordnung (EG) Nr. 1695/2005 der Kommission
Amtsblatt L 272 vom 18.10.2005, S. 3.

Verordnung (EG) Nr. 1696/2005 der Kommission
Amtsblatt L 272 vom 18.10.2005, S. 9.

Verordnung (EG) Nr. 1809/2005 der Kommission
Amtsblatt L 291 vom 5.11.2005, S. 4.

Verordnung (EG) Nr. 1845/2005 der Kommission
Amtsblatt L 296 vom 12.11.2005, S. 3.

Verordnung (EG) Nr. 1862/2005 der Kommission
Amtsblatt L 299 vom 16.11.2005, S. 35.

Verordnung (EG) Nr. 1909/2005 der Kommission
Amtsblatt L 305 vom 24.11.2005, S. 3.

Verordnung (EG) Nr. 1975/2005 der Kommission
Amtsblatt L 317 vom 3.12.2005, S. 9.

Verordnung (EG) Nr. 25/2006 der Kommission
Amtsblatt L 6 vom 11.1.2006, S. 3.

Verordnung (EG) Nr. 26/2006 der Kommission
Amtsblatt L 6 vom 11.1.2006, S. 9.

Verordnung (EG) Nr. 27/2006 der Kommission
Amtsblatt L 6 vom 11.1.2006, S. 15.

Verordnung (EG) Nr. 28/2006 der Kommission
Amtsblatt L 6 vom 11.1.2006, S. 21.

Verordnung (EG) Nr. 80/2006 der Kommission
Amtsblatt L 14 vom 19.1.2006, S. 5.
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Verordnung (EG) Nr. 256/2006 der Kommission
Amtsblatt L 46 vom 16.2.2006, S. 3.

Verordnung (EG) Nr. 257/2006 der Kommission
Amtsblatt L 46 vom 16.2.2006, S. 9.

Verordnung (EG) Nr. 362/2006 der Kommission
Amtsblatt L 61 vom 2.3.2006, S. 3.

Verordnung (EG) Nr. 807/2006 der Kommission
Amtsblatt L 147 vom 1.6.2006, S. 3.

Verordnung (EG) Nr. 835/2006 der Kommission
Amtsblatt L 152 vom 7.6.2006, S. 3.

Verordnung (EG) Nr. 836/2006 der Kommission
Amtsblatt L 152 vom 7.6.2006, S. 6.

Verordnung (EG) Nr. 935/2006 der Kommission
Amtsblatt L 172 vom 24.6.2006, S. 3.

Verordnung (EG) Nr. 936/2006 der Kommission
Amtsblatt L 172 vom 24.6.2006, S. 6.

Verordnung (EG) Nr. 990/2006 der Kommission
Amtsblatt L 179 vom 1.7.2006, S. 3.

Verordnung (EG) Nr. 1200/2006 der Kommission
Amtsblatt L 218 vom 9.8.2006, S. 3.

Verordnung (EG) Nr. 1414/2006 der Kommission
Amtsblatt L 267 vom 27.9.2006, S. 16.

Verordnung (EG) Nr. 1415/2006 der Kommission
Amtsblatt L 267 vom 27.9.2006, S. 19.
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Amtsblatt L 269 vom 28.9.2006, S. 6.

Verordnung (EG) Nr. 1482/2006 der Kommission
Amtsblatt L 276 vom 7.10.2006, S. 51.

Verordnung (EG) Nr. 1483/2006 der Kommission
Amtsblatt L 276 vom 7.10.2006, S. 58.

(Schweinefleisch)

Verordnung (EG) Nr. 1012/2001 der Kommission
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Amtsblatt L 359 vom 4.12.2004, S. 62.

Verordnung (EG) Nr. 1900/2004 der Kommission
Amtsblatt L 328 vom 30.10.2004, S. 69.

Entscheidung 2005/362/EG der Kommission
Amtsblatt L 118 vom 5.5.2005, S. 37.

(Eier, Geflügel)

Verordnung (EG) Nr. 2334/98 der Kommission
Amtsblatt L 291 vom 30.10.1998, S. 15.

Verordnung (EG) Nr. 293/1999 der Kommission
Amtsblatt L 36 vom 10.2.1999, S. 12.

Verordnung (EG) Nr. 872/2003 der Kommission
Amtsblatt L 125 vom 21.5.2003, S. 5.

Verordnung (EG) Nr. 1081/2004 der Kommission
Amtsblatt L 204 vom 9.6.2004, S. 3.

Verordnung (EG) Nr. 1249/2004 der Kommission
Amtsblatt L 237 vom 8.7.2004, S. 12.

Verordnung (EG) Nr. 1499/2004 der Kommission
Amtsblatt L 275 vom 25.8.2004, S. 10.

Verordnung (EG) Nr. 2102/2004 der Kommission
Amtsblatt L 365 vom 10.12.2004, S. 10.

Verordnung (EG) Nr. 106/2005 der Kommission
Amtsblatt L 20 vom 22.1.2005, S. 14.

(Milch)

Verordnung (EG) Nr. 671/95 der Kommission
Amtsblatt L 70 vom 30.3.1995, S. 2.

Verordnung (EG) Nr. 100/1999 der Kommission
Amtsblatt L 11 vom 16.1.1999, S. 12.

Verordnung (EG) Nr. 417/2003 der Kommission
Amtsblatt L 64 vom 7.3.2003, S. 11.

Verordnung (EG) Nr. 1447/2003 der Kommission
Amtsblatt L 206 vom 15.8.2003, S. 7.

Verordnung (EG) Nr. 1471/2003 der Kommission
Amtsblatt L 211 vom 21.8.2003, S. 5.

Verordnung (EG) Nr. 1904/2003 der Kommission
Amtsblatt L 280 vom 30.10.2003, S. 20.

Verordnung (EG) Nr. 2332/2003 der Kommission
Amtsblatt L 346 vom 31.12.2003, S. 12.

Verordnung (EG) Nr. 664/2004 der Kommission
Amtsblatt L 104 vom 8.4.2004, S. 106.

Verordnung (EG) Nr. 815/2004 der Kommission
Amtsblatt L 153 vom 30.4.2004, S. 17.

Verordnung (EG) Nr. 1233/2004 der Kommission
Amtsblatt L 234 vom 3.7.2004, S. 7.

Verordnung (EG) Nr. 1519/2005 der Kommission
Amtsblatt L 244 vom 20.9.2005, S. 13.

Verordnung (EG) Nr. 1962/2005 der Kommission
Amtsblatt L 315 vom 1.12.2005, S. 13.

Verordnung (EG) Nr. 796/2006 der Kommission
Amtsblatt L 142 vom 30.5.2006, S. 4.

Verordnung (EG) Nr. 1285/2006 der Kommission
Amtsblatt L 235 vom 30.8.2006, S. 8.

Verordnung (EG) Nr. 1452/2006 der Kommission
Amtsblatt L 271 vom 30.9.2006, S. 40.

(Reis)

Verordnung (EG) Nr. 443/98 der Kommission
Amtsblatt L 56 vom 26.2.1998, S. 10.

Verordnung (EG) Nr. 784/2003 der Kommission
Amtsblatt L 115 vom 9.5.2003, S. 14.

Verordnung (EG) Nr. 1365/2004 der Kommission
Amtsblatt L 253 vom 29.7.2004, S. 19.

Verordnung (EG) Nr. 87/2006 der Kommission
Amtsblatt L 15 vom 20.1.2006, S. 26.

Verordnung (EG) Nr. 88/2006 der Kommission
Amtsblatt L 15 vom 20.1.2006, S. 28.

Verordnung (EG) Nr. 313/2006 der Kommission
Amtsblatt L 52 vom 23.2.2006, S. 12.

Verordnung (EG) Nr. 314/2006 der Kommission
Amtsblatt L 52 vom 23.2.2006, S. 14.
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(Wein)

Entscheidung 89/228/EWG der Kommission
Amtsblatt L 94 vom 7.4.1989, S. 38.

Verordnung (EWG) Nr. 1014/90 der Kommission
Amtsblatt L 105 vom 25.4.1990, S. 9.

Verordnung (EG) Nr. 1518/1999 der Kommission
Amtsblatt L 177 vom 13.7.1999, S. 7.

Verordnung (EG) Nr. 2728/2000 der Kommission
Amtsblatt L 316 vom 15.12.2000, S. 14.

Verordnung (EG) Nr. 442/2001 der Kommission
Amtsblatt L 63 vom 3.3.2001, S. 52.

Verordnung (EG) Nr. 786/2001 der Kommission
Amtsblatt L 115 vom 25.4.2001, S. 3.

Verordnung (EG) Nr. 1203/2001 der Kommission
Amtsblatt L 163 vom 20.6.2001, S. 11.

Verordnung (EG) Nr. 1232/2001 der Kommission
Amtsblatt L 168 vom 23.6.2001, S. 9.

Verordnung (EG) Nr. 1367/2002 der Kommission
Amtsblatt L 198 vom 27.7.2002, S. 30.

Verordnung (EG) Nr. 81/2004 der Kommission
Amtsblatt L 12 vom 17.1.2004, S. 40.

Verordnung (EG) Nr. 709/2004 der Kommission
Amtsblatt L 111 vom 17.4.2004, S. 21.

Verordnung (EG) Nr. 819/2004 der Kommission
Amtsblatt L 153 vom 30.4.2004, S. 91.

Verordnung (EG) Nr. 1895/2004 der Kommission
Amtsblatt L 328 vom 30.10.2004, S. 60.

Verordnung (EG) Nr. 1990/2004 der Kommission
Amtsblatt L 344 vom 20.11.2004, S. 8.

Verordnung (EG) Nr. 2119/2004 der Kommission
Amtsblatt L 367 vom 14.12.2004, S. 8.

Entscheidung 2005/716/EG der Kommission
Amtsblatt L 271 vom 15.10.2005, S. 45.

Verordnung (EG) Nr. 360/2005 der Kommission
Amtsblatt L 57 vom 3.3.2005, S. 15.

Verordnung (EG) Nr. 680/2005 der Kommission
Amtsblatt L 110 vom 30.4.2005, S. 18.

Verordnung (EG) Nr. 748/2005 der Kommission
Amtsblatt L 126 vom 19.5.2005, S. 3.

Verordnung (EG) Nr. 761/2005 der Kommission
Amtsblatt L 127 vom 20.5.2005, S. 6.

Verordnung (EG) Nr. 762/2005 der Kommission
Amtsblatt L 127 vom 20.5.2005, S. 8.

Verordnung (EG) Nr. 1530/2005 der Kommission
Amtsblatt L 246 vom 22.9.2005, S. 9.

Verordnung (EG) Nr. 1643/2005 der Kommission
Amtsblatt L 263 vom 8.10.2005, S. 3.

Verordnung (EG) Nr. 1758/2005 der Kommission
Amtsblatt L 285 vom 28.10.2005, S. 8.

Verordnung (EG) Nr. 117/2006 der Kommission
Amtsblatt L 21 vom 25.1.2006, S. 5.

Verordnung (EG) Nr. 593/2006 der Kommission
Amtsblatt L 104 vom 13.4.2006, S. 15.

Verordnung (EG) Nr. 944/2006 der Kommission
Amtsblatt L 173 vom 27.6.2006, S. 10.

Verordnung (EG) Nr. 1517/2006 der Kommission
Amtsblatt L 282 vom 13.10.2006, S. 13.

(Zucker)

Verordnung (EG) Nr. 1489/1999 der Kommission
Amtsblatt L 172 vom 8.7.1999, S. 27.

Verordnung (EG) Nr. 1531/2000 der Kommission
Amtsblatt L 175 vom 14.7.2000, S. 69.

Verordnung (EG) Nr. 1708/2000 der Kommission
Amtsblatt L 195 vom 1.8.2000, S. 34.

Verordnung (EG) Nr. 1430/2001 der Kommission
Amtsblatt L 192 vom 14.7.2001, S. 3.

Verordnung (EG) Nr. 1667/2001 der Kommission
Amtsblatt L 223 vom 18.8.2001, S. 9.

Verordnung (EG) Nr. 1158/2003 der Kommission
Amtsblatt L 162 vom 1.7.2003, S. 24.

Verordnung (EG) Nr. 443/2004 der Kommission
Amtsblatt L 72 vom 11.3.2004, S. 52.

Verordnung (EG) Nr. 737/2004 der Kommission
Amtsblatt L 116 vom 22.4.2004, S. 3.

Verordnung (EG) Nr. 919/2004 der Kommission
Amtsblatt L 163 vom 30.4.2004, S. 90.

Verordnung (EG) Nr. 1213/2004 der Kommission
Amtsblatt L 232 vom 1.7.2004, S. 17.

Verordnung (EG) Nr. 1327/2004 der Kommission
Amtsblatt L 246 vom 20.7.2004, S. 23.

Verordnung (EG) Nr. 221/2005 der Kommission
Amtsblatt L 39 vom 11.2.2005, S. 15.

Verordnung (EG) Nr. 1306/2005 der Kommission
Amtsblatt L 208 vom 11.8.2005, S. 3.

Verordnung (EG) Nr. 1307/2005 der Kommission
Amtsblatt L 208 vom 11.8.2005, S. 6.

Verordnung (EG) Nr. 1308/2005 der Kommission
Amtsblatt L 208 vom 11.8.2005, S. 9.

Verordnung (EG) Nr. 1648/2005 der Kommission
Amtsblatt L 266 vom 11.10.2005, S. 17.

Verordnung (EG) Nr. 1649/2005 der Kommission
Amtsblatt L 266 vom 11.10.2005, S. 20.

Verordnung (EG) Nr. 1650/2005 der Kommission
Amtsblatt L 266 vom 11.10.2005, S. 23.

Verordnung (EG) Nr. 1651/2005 der Kommission
Amtsblatt L 266 vom 11.10.2005, S. 26.

Verordnung (EG) Nr. 1652/2005 der Kommission
Amtsblatt L 266 vom 11.10.2005, S. 29.

Verordnung (EG) Nr. 22/2006 der Kommission
Amtsblatt L 5 vom 10.1.2006, S. 3.

Verordnung (EG) Nr. 863/2006 der Kommission
Amtsblatt L 160 vom 14.6.2006, S. 14.
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(Rindfleisch)

Verordnung (EG) Nr. 2730/1999 der Kommission
Amtsblatt L 328 vom 22.12.1999, S. 37.

Verordnung (EG) Nr. 980/2000 der Kommission
Amtsblatt L 113 vom 12.5.2000, S. 27.

Verordnung (EG) Nr. 1174/2000 der Kommission
Amtsblatt L 131 vom 1.6.2000, S. 30.

Verordnung (EG) Nr. 1596/2000 der Kommission
Amtsblatt L 182 vom 21.7.2000, S. 12.

Verordnung (EG) Nr. 1713/2000 der Kommission
Amtsblatt L 196 vom 2.8.2000, S. 3.

Verordnung (EG) Nr. 977/2003 der Kommission
Amtsblatt L 141 vom 7.6.2003, S. 5.

Verordnung (EG) Nr. 2234/2003 der Kommission
Amtsblatt L 339 vom 24.12.2003, S. 27.

Verordnung (EG) Nr. 2340/2003 der Kommission
Amtsblatt L 346 vom 31.12.2003, S. 31.

Verordnung (EG) Nr. 276/2004 der Kommission
Amtsblatt L 47 vom 18.2.2004, S. 16.

Verordnung (EG) Nr. 1201/2004 der Kommission
Amtsblatt L 230 vom 30.6.2004, S. 12.

Verordnung (EG) Nr. 1202/2004 der Kommission
Amtsblatt L 230 vom 30.6.2004, S. 19.

Verordnung (EG) Nr. 1204/2004 der Kommission
Amtsblatt L 230 vom 30.6.2004, S. 32.

Verordnung (EG) Nr. 715/2005 der Kommission
Amtsblatt L 121 vom 13.5.2005, S. 48.

Verordnung (EG) Nr. 992/2005 der Kommission
Amtsblatt L 168 vom 30.6.2005, S. 16.

(Tabak)

Verordnung (EG) Nr. 1373/1999 der Kommission
Amtsblatt L 162 vom 26.6.1999, S. 47.

Verordnung (EG) Nr. 1045/2000 der Kommission
Amtsblatt L 118 vom 19.5.2000, S. 18.

Verordnung (EG) Nr. 640/2003 der Kommission
Amtsblatt L 93 vom 10.4.2003, S. 18.

Verordnung (EG) Nr. 888/2003 der Kommission
Amtsblatt L 127 vom 23.5.2003, S. 19.

Verordnung (EG) Nr. 1245/2003 der Kommission
Amtsblatt L 174 vom 12.7.2003, S. 3.

Entscheidung 2004/148/EG der Kommission
Amtsblatt L 49 vom 19.2.2004, S. 47.

Entscheidung 2004/543/EG der Kommission
Amtsblatt L 240 vom 10.7.2004, S. 14.

Verordnung (EG) Nr. 479/2004 der Kommission
Amtsblatt L 78 vom 16.3.2004, S. 6.

Verordnung (EG) Nr. 1084/2004 der Kommission
Amtsblatt L 207 vom 10.6.2004, S. 6.

Verordnung (EG) Nr. 1418/2004 der Kommission
Amtsblatt L 258 vom 5.8.2004, S. 10.

Entscheidung 2005/129/EG der Kommission
Amtsblatt L 43 vom 15.2.2005, S. 28.

Verordnung (EG) Nr. 299/2005 der Kommission
Amtsblatt L 51 vom 24.2.2005, S. 11.

Verordnung (EG) Nr. 760/2005 der Kommission
Amtsblatt L 127 vom 20.5.2005, S. 4.

(Obst und Gemüse)

Verordnung (EWG) Nr. 2264/69 der Kommission
Amtsblatt L 287 vom 15.11.1969, S. 3.

Verordnung (EWG) Nr. 2159/89 der Kommission
Amtsblatt L 207 vom 19.7.1989, S. 19.

Entscheidung 91/229/EWG der Kommission
Amtsblatt L 100 vom 20.4.1991, S. 35.

Verordnung (EG) Nr. 2382/95 der Kommission
Amtsblatt L 244 vom 12.10.1995, S. 40.

Verordnung (EG) Nr. 1599/97 der Kommission
Amtsblatt L 216 vom 8.8.1997, S. 63.

Verordnung (EG) Nr. 1647/98 der Kommission
Amtsblatt L 210 vom 28.7.1998, S. 59.

Verordnung (EG) Nr. 2717/98 der Kommission
Amtsblatt L 342 vom 17.12.1998, S. 10.

Verordnung (EG) Nr. 921/1999 der Kommission
Amtsblatt L 114 vom 1.5.1999, S. 46.

Verordnung (EG) Nr. 1122/1999 der Kommission
Amtsblatt L 135 vom 29.5.1999, S. 33.

Verordnung (EG) Nr. 1961/2001 der Kommission
Amtsblatt L 268 vom 9.10.2001, S. 8.

Verordnung (EG) Nr. 2387/2001 der Kommission
Amtsblatt L 323 vom 7.12.2001, S. 10.

Verordnung (EG) Nr. 851/2002 der Kommission
Amtsblatt L 135 vom 23.5.2002, S. 14.

Verordnung (EG) Nr. 902/2002 der Kommission
Amtsblatt L 142 vom 31.5.2002, S. 20.

Verordnung (EG) Nr. 2379/2002 der Kommission
Amtsblatt L 358 vom 31.12.2002, S. 108.

Verordnung (EG) Nr. 686/2004 der Kommission
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Amtsblatt L 198 vom 5.6.2004, S. 3.

Verordnung (EG) Nr. 1077/2004 der Kommission
Amtsblatt L 203 vom 8.6.2004, S. 7.

Verordnung (EG) Nr. 1205/2004 der Kommission
Amtsblatt L 230 vom 30.6.2004, S. 39.

Verordnung (EG) Nr. 1431/2004 der Kommission
Amtsblatt L 264 vom 11.8.2004, S. 3.

Verordnung (EG) Nr. 1743/2004 der Kommission
Amtsblatt L 311 vom 8.10.2004, S. 19.

Verordnung (EG) Nr. 1894/2004 der Kommission
Amtsblatt L 328 vom 30.10.2004, S. 57.

Verordnung (EG) Nr. 2165/2004 der Kommission
Amtsblatt L 371 vom 18.12.2004, S. 3.

6.2.2009 C 30/21Amtsblatt der Europäischen UnionDE



Verordnung (EG) Nr. 218/2005 der Kommission
Amtsblatt L 39 vom 11.2.2005, S. 5.

Verordnung (EG) Nr. 1034/2005 der Kommission
Amtsblatt L 171 vom 2.7.2005, S. 11.

Verordnung (EG) Nr. 1197/2005 der Kommission
Amtsblatt L 194 vom 26.7.2005, S. 11.

Verordnung (EG) Nr. 1317/2005 der Kommission
Amtsblatt L 210 vom 12.8.2005, S. 8.
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Verordnung (EG) Nr. 1449/2006 der Kommission
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(Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse)

Verordnung (EWG) Nr. 2077/85 der Kommission
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Amtsblatt L 141 vom 24.6.1995, S. 28.
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Verordnung (EG) Nr. 634/2004 der Kommission
Amtsblatt L 100 vom 6.4.2004, S. 19.
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Amtsblatt L 210 vom 12.8.2005, S. 21.
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Amtsblatt L 172 vom 24.6.2006, S. 13.
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Genehmigung staatlicher Beihilfen gemäß den Artikeln 87 und 88 des EG-Vertrags

Vorhaben, gegen die von der Kommission keine Einwände erhoben werden

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2009/C 30/05)

Datum der Annahme der Entscheidung 17.12.2008

Nummer der Beihilfe N 387/08

Mitgliedstaat Frankreich

Region —

Titel (und/oder Name des Begünstigten) Système d'aides au transport

Rechtsgrundlage Projet de délibération du Conseil d'Administration de l'ADEME (Agence de
l'Environnement et de la Maîtrise de l'Énergie)

Art der Maßnahme Beihilferegelung

Ziel Umweltschutz

Form der Beihilfe Direktbeihilfe

Haushaltsmittel 30 Mio. EUR (Gesamtbudget)

Beihilfehöchstintensität 50 %

Laufzeit 1.1.2009-31.12.2014

Wirtschaftssektoren Alle

Name und Anschrift der Bewilligungs-
behörde

Agence de l'Environnement et de la Maîtrise de l'Énergie (ADEME)
20, avenue du Grésillé
BP 90 406
F-49004 Angers cedex 01

Sonstige Angaben —

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entscheidung in der/den verbindlichen Sprachen finden
Sie unter der Adresse:

http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/
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IV

(Informationen)

INFORMATIONEN DER ORGANE UND EINRICHTUNGEN
DER EUROPÄISCHEN UNION

KOMMISSION

Euro-Wechselkurs (1)

5. Februar 2009

(2009/C 30/06)

1 Euro =

Währung Kurs

USD US-Dollar 1,2829

JPY Japanischer Yen 115,04

DKK Dänische Krone 7,4511

GBP Pfund Sterling 0,878

SEK Schwedische Krone 10,6265

CHF Schweizer Franken 1,4919

ISK Isländische Krone

NOK Norwegische Krone 8,779

BGN Bulgarischer Lew 1,9558

CZK Tschechische Krone 28,248

EEK Estnische Krone 15,6466

HUF Ungarischer Forint 294,99

LTL Litauischer Litas 3,4528

LVL Lettischer Lat 0,7032

PLN Polnischer Zloty 4,6485

RON Rumänischer Leu 4,279

TRY Türkische Lira 2,1032

Währung Kurs

AUD Australischer Dollar 1,9772

CAD Kanadischer Dollar 1,5807

HKD Hongkong-Dollar 9,9472

NZD Neuseeländischer Dollar 2,5033

SGD Singapur-Dollar 1,9325

KRW Südkoreanischer Won 1 770,63

ZAR Südafrikanischer Rand 12,7571

CNY Chinesischer Renminbi Yuan 8,7708

HRK Kroatische Kuna 7,3952

IDR Indonesische Rupiah 14 962,46

MYR Malaysischer Ringgit 4,6372

PHP Philippinischer Peso 60,72

RUB Russischer Rubel 46,601

THB Thailändischer Baht 44,845

BRL Brasilianischer Real 2,9559

MXN Mexikanischer Peso 18,5251

INR Indische Rupie 62,426
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V

(Bekanntmachungen)

VERFAHREN ZUR DURCHFÜHRUNG DER WETTBEWERBSPOLITIK

KOMMISSION

Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache COMP/M.5465 — Orkla/Sapa)

Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2009/C 30/07)

1. Am 30 Januar 2009 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung (EG)
Nr. 139/2004 (1) des Rates bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Das Unter-
nehmen Orkla ASA („Orkla“, Norwegen) erwirbt im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der Verord-
nung durch Erwerb von Anteilen die Kontrolle über die Gesamtheit von Sapa AB („Sapa“, Schweden).

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— Orkla: Markenartikel, Aluminium-Lösungen, erneuerbare Energien, Spezialmaterialien und Finanzinvesti-
tionen,

— Sapa: Fertigung und Lieferung von Strangpressprofilen aus Aluminium.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter
die Verordnung (EG) Nr. 139/2004 fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie
sich vor. Dieser Fall kommt für das vereinfachte Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der Kommission
über ein vereinfachtes Verfahren für bestimmte Zusammenschlüsse gemäß der Verordnung (EG)
Nr. 139/2004 des Rates (2) in Frage.

4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach Veröffentlichung dieser Anmel-
dung eingehen. Sie können der Kommission unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.5465 — Orkla/Sapa
per Fax (Fax-Nr. (32-2) 296 43 01 oder 296 72 44) oder per Post an folgende Anschrift übermittelt werden:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Registratur Fusionskontrolle
J-70
B-1049 Brüssel
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Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache COMP/M.5459 — Alcoa/Elkem)

Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2009/C 30/08)

1. Am 29. Januar 2009 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung (EG)
Nr. 139/2004 (1) des Rates bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Das Unter-
nehmen Alcoa Inc. („Alcoa“, USA) erwirbt im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung
durch Erwerb von Anteilen die Kontrolle über die Gesamtheit des Unternehmens Elkem Aluminium ANS
(„Elkem Aluminium“, Norwegen).

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— Alcoa: Aluminiumindustrie einschließlich Herstellung, Verkauf und Vertrieb von Primäraluminium,

— Elkem Aluminium: Herstellung, Verkauf und Vertrieb von Primäraluminium.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter
die Verordnung (EG) Nr. 139/2004 fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie
sich vor. Dieser Fall kommt für das vereinfachte Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der Kommission
über ein vereinfachtes Verfahren für bestimmte Zusammenschlüsse gemäß der Verordnung (EG)
Nr. 139/2004 des Rates (2) in Frage.

4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach Veröffentlichung dieser
Anmeldung eingehen. Sie können der Kommission unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.5459 —

Alcoa/Elkem per Fax (Fax-Nr. (32-2) 296 43 01 oder 296 72 44) oder per Post an folgende Anschrift über-
mittelt werden:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Registratur Fusionskontrolle
J-70
B-1049 Brüssel
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HINWEIS FÜR DEN LESER

Nach entsprechendem Beschluss der Organe entfällt künftig der Hinweis auf die letzte Änderung der
zitierten Rechtsakte.

Sofern nicht anders angegeben, beziehen sich in den hier veröffentlichten Texten Verweise auf
Rechtsakte auf die jeweils geltende Fassung der Rechtsakte.


	Inhalt
	Stellungnahme der Europäischen Zentralbank vom 5. Dezember 2008 zu einem Vorschlag für eine Richtlinie über die Aufnahme, Ausübung und Beaufsichtigung der Tätigkeit von E-Geld-Instituten (CON/2008/84) 
	Genehmigung staatlicher Beihilfen gemäß den Artikeln 87 und 88 des EG-Vertrags — Vorhaben, gegen die von der Kommission keine Einwände erhoben werden (1) 
	Genehmigung staatlicher Beihilfen gemäß den Artikeln 87 und 88 des EG-Vertrags — Vorhaben, gegen die von der Kommission keine Einwände erhoben werden 
	Mitteilung der Kommission zur förmlichen Bestätigung, dass eine Reihe von Rechtsakten der Gemeinschaft im Bereich Landwirtschaft überholt sind 
	Genehmigung staatlicher Beihilfen gemäß den Artikeln 87 und 88 des EG-Vertrags — Vorhaben, gegen die von der Kommission keine Einwände erhoben werden (1) 
	Euro-Wechselkurs 
	Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses (Sache COMP/M.5465 — Orkla/Sapa) — Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall (1) 
	Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses (Sache COMP/M.5459 — Alcoa/Elkem) — Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall (1) 
	Hinweis für den Leser(siehe dritte Umschlagseite) 

